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1
Einleitung

Seit August 2000 wirbt Deutschland mit
dem vom Bundeskanzler initiierten Green-
card-Programm speziell ausländische Ar-
beitskräfte für den mit einheimischen Ar-
beitskräften unterversorgten IT-Arbeits-
markt an. Ende Juni 2002 waren nach
Angaben der Bundesanstalt für Arbeit bun-
desweit insgesamt 12.309 sogenannte zuge-
sicherte Arbeitsgenehmigungen, d.h. Ar-
beitserlaubnisse, vergeben worden.

Zeitgleich sind nach Erkenntnissen des
Bundesgrenzschutzes in den sechs Mona-
ten von Juni 2001 bis Januar 2002 16.062
Osteuropäer illegal, d.h. mit falschen Do-
kumenten, in die EU eingereist.Viele davon
sind mittels gefälschter Touristenvisa nach
Deutschland gekommen (Der Tagesspiegel,
18.06.02). Hier bedienen sie vermutlich
ebenfalls besondere Segmente der europäi-
schen bzw. deutschen regionalen Arbeits-
märkte.

Diese zwei Migrationstypen, einmal
der/die hochqualifizierte MigrantIn, der/
die speziell für einen mit nationaler Ar-
beitskraft unterversorgten Bereich rekru-
tiert wird, und andererseits der Typus des
(häufig ebenfalls qualifizierten) illegalen
Zuwanderers, der seine Arbeitskraft im-
portiert, verdeutlichen zweierlei: Erstens
haben sich seit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs auf europäischer Ebene die Migrati-
onsmuster neu konturiert und hiervon ist
auch Deutschland, das wichtigste Einwan-
derungsland in Europa, betroffen. Zweitens

Entscheidung, auf diese Weise Arbeitskräf-
te nach Westdeutschland zu holen, wurde
von den Gewerkschaften mitgetragen (Ru-
dolph 1996, S. 168). Sie begründete sich
erstens durch die abnehmenden Flücht-
lingswanderungen aus Osteuropa, die bis
dahin den westdeutschen prosperierenden
Arbeitsmarkt mit Arbeitskräften versorgt
hatten. Zweitens entschied man sich sein-
erzeit gegen eine verstärkte Integration ein-
heimischer Frauen in das Erwerbsleben, da
so der Nutzen für die Wirtschaft nicht
durch gesamtgesellschaftlich zu tragende
Infrastrukturkosten geschmälert wurde
(Dohse 1981, S. 56; Emmerich 1991, S. 17f.).

Anfangs bildeten die italienischen Ar-
beitnehmerInnen die numerisch stärkste
Gruppe, nach 1971 waren es die türkischen
ArbeitnehmerInnen. Der Anteil der ange-
worbenen ausländischen Arbeitskräfte an
der Gruppe der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten wuchs in den Folgejahren
stetig: Während der Anteil der Auslände-
rInnen 1959 noch bei weniger als einem
Prozent lag, erhöhte sich dieser Anteil auf
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Zuwanderung und Arbeitsmarkt – alter Zopf mit
neuem Muster?

Felicitas Hillmann

In der aktuellen Debatte um die Zuwanderung nach Deutschland wird immer wieder verallgemeinernd von „MigrantInnen“ gespro-
chen. Doch diese allgemeine Formulierung verstellt den Blick auf die tatsächliche, vielfältige Positionierung der ArbeitnehmerInnen
ohne deutschen Pass auf dem Arbeitsmarkt. In den vergangenen Jahren kam es zu einer Polarisierung. Einerseits finden wir in Deutsch-
land speziell angeworbene hochqualifizierte MigrantInnen, die eine Vernetzung bestimmter (globaler) Teilarbeitsmärkte vorantreiben,
anderseits können wir beobachten, dass es zu einer Zunahme von prekären Beschäftigungsformen in anderen Arbeitsmarktsegmen-
ten gekommen ist und dass Zuwanderer hier besonders häufig vertreten sind. Diese Polarisierung geschieht vor dem Hintergrund eines
stabilen Sockels von zwar „ausländischen“, doch inzwischen hier längst heimischen Zuwanderern, die zunehmend auch berufliche
Selbständigkeit anstreben. Neue, an die Anforderungen einer flexibilisierten Arbeitswelt angepasste, Migrationsmuster treffen auf alte
Arbeitsmarktprobleme.

haben sich in dieser Dekade, die durch be-
schleunigte Globalisierungsprozesse ge-
kennzeichnet ist, auch die Arbeitsmärkte in
den Zielländern umgestellt. Veränderun-
gen in der Arbeitsmarktorganisation, wie
zum Beispiel die starke Ausweitung von in-
formellen Teilarbeitsmärkten und teilweise
Schwarzarbeit, bieten den MigrantInnen
offenbar gute Arbeitsmöglichkeiten. Diese
Arbeitsmöglichkeiten sind als Teil der
Flexibilisierungsprozesse auf dem Arbeits-
markt zu verstehen und sie werden vor al-
lem in bestimmten Branchen des Arbeits-
marktes (Reproduktionsarbeit und per-
sonale Dienstleistungen; Baubranche)
sichtbar. Die bis heute im Bereich der Aus-
länderbeschäftigung bestehenden Anwer-
bestopp-Ausnahmeregelungen (ASAV) so-
wie die Arbeitsgenehmigungsverordnung
(ArGV) brachten in den letzten Jahren ei-
ne starke Betonung der saisonalen Arbeits-
kräfte mit sich. Damit liegt Deutschland im
Trend einer weltweit zunehmenden Bedeu-
tung von Mobilität und Zirkularität, wobei
wirkliche Migration, die in der Regel mit
einer Wohnort- und Lebensmittelpunkt-
verlagerung von circa einem Jahr ausgeht,
an Bedeutung verliert.

2
Gastarbeiter – Zuwanderung
im Rahmen des 
Gastarbeitersystems 

Mitte der 50er Jahre beginnt in der Bun-
desrepublik Deutschland die Phase der
Gastarbeiterbeschäftigung. Die politische
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11,6 % im Jahre 1973 (Treichler 1998,
S. 32).1 Seit dem Anwerbestopp in den
frühen 70er Jahren und dem Höchststand
der Ausländerbeteiligung an den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten 1974 mit
11,2 % ging die Ausländerbeschäftigung
anteilig an den sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnissen fast konti-
nuierlich zurück. 1980 lag sie noch bei 
9,8 %, 1990 bei 7,9 % (Altes Bundesgebiet).

Die rezessive konjunkturelle Entwick-
lung seit 1993 führte zu einem überpropor-
tionalen Abbau der Beschäftigung bei den
ausländischen Beschäftigten und brachte
eine kontinuierliche Erhöhung der Arbeits-
losenquote unter der ausländischen Bevöl-
kerung mit sich. Seit 1972 reagierte ein
Großteil der von Arbeitslosigkeit betroffe-
nen Ausländer mit einer Rückkehr in das
Heimatland, sofern nicht durch Familien-
zusammenführungen seit den 80er Jahren
die Bundesrepublik zum völligen Lebens-
mittelpunkt geworden war. Die in den Jah-
ren 1983/84 verfolgte Politik von finanziel-
len Anreizen zur Rückkehr von MigrantIn-
nen in ihre Herkunftsländer wurde
hauptsächlich von ItalienerInnen und Spa-
nierInnen in Anspruch genommen. Tat-
sächlich wanderten in diesen Jahren per Sal-
do 470.000 AusländerInnen ab – in den Jah-
ren danach war der Saldo wieder positiv
(Münz et al. 1997, S. 42). Auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene kann die Gastarbeiter-
politik der Bundesrepublik als „wachstums-
fördernd, aber modernisierungsverzö-
gernd“ klassifiziert werden; auf inner-
betrieblicher Ebene erlaubte sie den
einheimischen ArbeiterInnen eine Auf-
wärtsmobilität, die diese ohne den Import
ausländischer Arbeitskräfte wohl nicht er-
fahren hätten (Rudolph 1996, S. 172; Faist et
al. 1996, S. 7f.).

Prinzipiell gilt für den Zugang zum
bundesdeutschen Arbeitsmarkt das „In-
länderprimat“, d.h. die Vergabe eines Ar-
beitsplatzes an eine Person mit ausländi-
schem Pass ist nur dann möglich, wenn
kein deutscher Arbeiternehmer hierfür zur
Verfügung steht. Heute liegt der Anteil der
ausländischen sozialversicherungspflichtig
beschäftigten Bevölkerung an der Gesamt-
zahl der Erwerbstätigen für das gesamte
Bundesgebiet bei 7,2 % (Statistisches Bun-

1 Bilaterale Anwerbeverträge bestanden mit den
folgenden Staaten: Italien (1955), Spanien und
Griechenland (1960), Türkei (1961), Marokko
(1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und
Jugoslawien (1968).
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desamt Juli 2002). Es gibt bundesweit
große regionale Unterschiede: Während
die Anteile der ausländischen Bevölkerung
an den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in den neuen Bundesländern
weniger als ein Prozent an der Gesamtzahl
der Beschäftigten ausmachen, liegen sie in
den alten Bundesländern bei durchschnitt-
lich 4 bis 10 %. Das Saarland (10,1%), Hes-
sen (10,4%) und Baden-Württemberg
(11,9%) besitzen die höchsten ausländi-
schen Beschäftigungsanteile. Nordrhein-
Westfalen hat mit gut einer halben Million
die meisten ausländischen Beschäftigten,
gefolgt von Baden-Württemberg (459.642
Personen) und Bayern (372.025). Der An-
teil der weiblichen Beschäftigten an der Ge-
samtzahl der ausländischen Beschäftigten
liegt fast durchgängig bei etwa einem Drit-
tel, wobei Berlin und Thüringen mit circa
43% die höchsten Frauenanteile aufweisen,
Bayern mit knapp 11% den niedrigsten
Frauenanteil (Abbildung 1).

Starke regionale Unterschiede weist
auch die Verteilung der ausländischen Er-
werbstätigen nach Herkunftsregionen auf:
in den alten Bundesländern machen die
EU-AusländerInnen im Durchschnitt 34 %
aller AusländerInnen aus (im Saarland so-
gar 80 % !), in den neuen Bundesländern
liegt diese Population mit 22,4 % deutlich
darunter. Auch die Anteile der türkischen
Erwerbstätigen, also der insgesamt größten
Zuwanderungsgruppe, an der Gesamtzahl
der Erwerbstätigen liegen in den neuen
Bundesländern mit im Schnitt 11,6 % deut-
lich unter dem Durchschnittswert der alten
Bundesländer (28,4%). Hier spiegeln sich
die unterschiedlichen Zuwanderungstradi-
tionen der beiden ehemaligen deutschen
Staaten wider, die beide an ein bestimmtes
Gastarbeiter- bzw. Werkvertragsarbeitersy-
stem gekoppelt waren (Hillmann 2001a,
S. 186ff.; Stach/Hussain o.J.).

Die Beschäftigungsschwerpunkte der
ausländischen Bevölkerung lagen von An-
fang an bei bestimmten Wirtschaftssek-
toren und Arbeitsmarktsegmenten. Der
Strukturwandel der vergangenen Jahr-
zehnte hat sich auch auf die ausländischen
Beschäftigten ausgewirkt:

– Im Zeitraum von Juni 1961 bis April
1994 nahm die Zahl der im Primären Sek-
tor Beschäftigten von 3,6 Millionen auf
1,19 Millionen ab. 1994 arbeiteten ledig-
lich noch 1,4 % aller erwerbstätigen Aus-
länder in diesem Bereich (im Vergleich:
3,5 % aller deutschen Erwerbstätigen).

– Im gleichen Zeitraum wuchs die Anzahl
der Beschäftigten im Sekundären Sektor
von 12,5 Millionen auf 13,6 Millionen an:
für die Gruppe der deutschen Beschäftigten
sank die Bedeutung dieses Sektors (1961
verdienten noch 48 % aller Beschäftigten
hier ihren Lebensunterhalt, 1994 waren es
rund 10 % weniger). In noch stärkerem
Umfang traf dies auf die ausländischen Be-
schäftigten zu: Deren Beschäftigungsanteil
an allen ausländischen Beschäftigten in
diesem Segment sank von 72 % (1961) auf
rund 50% im April 1994. Seit 1974 bis 1984
waren ausländische Beschäftigte im Verar-
beitenden Gewerbe überdurchschnittlich
häufiger als Deutsche entlassen worden
(Treichler 1998, S. 32ff.).
– Starke anteilige Beschäftigungszuwächse
erfuhr dagegen der Tertiäre Sektor in die-
sem Zeitraum: Die Gesamtzahl der Be-
schäftigten erhöhte sich von 9,92 Millio-
nen auf 21,25 Millionen. Hier steigerte die
ausländische Erwerbsbevölkerung ihre Be-
schäftigungsanteile von 25 % (1961) auf
48 % (1994), die deutsche Erwerbsbevölke-
rung arbeitete 1994 nunmehr ganz über-
wiegend (60%) in diesem Wirtschaftssek-
tor (1961 waren es noch 38%).

Die Beschäftigungsschwerpunkte der aus-
ländischen Bevölkerung (gemessen an der
Gesamtzahl der Beschäftigten) liegen im
Jahre 1999 weiterhin im Verarbeitenden
Gewerbe (10,6% AusländerInnenanteil),
besonders bei den körperlich schweren Be-
rufen wie Gießereien und Straßenfahr-
zeugbau und im Dienstleistungsbereich
(10,1% AusländerInnenanteil). Hier kon-
zentrieren sich die AusländerInnen mit gut
einem Viertel an der Gesamtzahl der Er-
werbstätigen im Bereich der Dienstleistun-
gen (besonders Gaststätten und Beherber-
gung sowie Reinigung und Körperpflege)
(Bundesanstalt für Arbeit, 1999). Die Stel-
lung der AusländerInnen im Beruf ist, auch

über die Generationen hinweg, durch die
Zugehörigkeit zu den ArbeiterInnen ge-
prägt (im Jahre 2000 60,7 % aller erwerb-
stätigen Ausländer). Weniger als 30% der
ausländischen Erwerbstätigen sind als An-
gestellte beschäftigt. Die Selbständigen-
quote näherte sich im Laufe der Jahre an
die der deutschen erwerbstätigen Bevölke-
rung an und beträgt im Jahre 2000 8,6%.

Parallel zum Rückgang der Auslände-
rInnenanteile an den sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen
wuchs die Zahl der arbeitslos gemeldeten
ausländischen Bevölkerung seit den 80er
Jahren an und lag jeweils deutlich über der
Arbeitslosenquote der deutschen Bevölke-
rung. Seit 1997 liegt sie mehr als doppelt so
hoch als die der deutschen Bevölkerung
(Tabelle 1).

Die Arbeitslosenquoten der ausländi-
schen Bevölkerung variieren nach Wohn-
ort und Staatsangehörigkeit: So liegen die
Arbeitslosenquoten der türkischen Bevöl-
kerung in Berlin in den späten 90er Jahren
bei 40%, während sie im westlichen Bun-
desgebiet bei durchschnittlich 24 % liegen.
Im Jahren 2000 sind bundesweit am Stärk-
sten die TürkInnen von Arbeitslosigkeit
betroffen (20,2%), gefolgt von GriechIn-
nen und ItalienerInnen.

Trotz des 1973 verhängten Anwerbe-
stopps existieren bis heute zahlreiche Aus-
nahmeverordnungen, welche die Beschäf-
tigung von AusländerInnen auf dem bun-
desrepublikanischen Arbeitsmarkt einge-
schränkt erlauben. Während für die
EU-Staatsangehörigen Freizügigkeit auf
dem EU-Arbeitsmarkt gilt, haben soge-
nannte Drittstaatenangehörige, d.h. Bür-
ger, die nicht einem EU-Land angehören,
lediglich die Möglichkeit einer befristeten
Arbeitsaufnahme in Deutschland, meist als
Saisonarbeiter. Im Jahre 2000 kamen
340.000 Personen im Rahmen von An-
werbestopp-Ausnahmeverordnungen.2 Es

Tabelle 1: Entwicklung der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote
im Bundesgebiet West, 1980–2000
Jahr Arbeitslosenquote

Insgesamt                                                      Ausländer
1980 3,5 5,0
1985 9,3 13,9
1990 7,2 10,9
1992 6,6 12,2
1994 9,2 16,4
1996 10,1 18,9
1998 9,4 19,9
2000 7,8 16,8

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, verschiedene Jahrgänge
Hans Böckler
Stiftung
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innerhalb von 15 Jahren von 22.000 auf
59.500 im Jahre 2000 erhöht. Als ein we-
sentlicher Grund für diesen Gründerboom
wird die drohende bzw. eingetretene Ar-
beitslosigkeit der türkischen, resp. auslän-
dischen Bevölkerung genannt. Ein Fünftel
der UnternehmerInnen ist weiblichen Ge-
schlechts, die überwiegende Zahl der
Unternehmen beschäftigt bis zu 3 Mitar-
beiterInnen, vorwiegend mithelfende Fa-
milienangehörige und kann daher als „Fa-
milienbetriebe“ charakterisiert werden;
nur knapp 10% der türkischen Selbständi-
gen führen Unternehmen, die mit mehr als
10 Mitarbeitern eine gefestigte Markt- und
Wettbewerbsposition aufweisen (Zentrum
für Türkeistudien 2002, S. 357). Die in der
Regel kleine Unternehmensgröße, die star-
ke Inanspruchnahme von Familienmitar-
beit, die dichte Vernetzung mit einer (vor-
gestellten oder existenten) Community und
die transnationale Vernetzung mit Zulie-
ferbetrieben, sind Merkmale des soge-
nannten „ethnischen Gewerbes“. Sie bele-
gen eine Zwischenposition auf dem Ar-
beitsmarkt: Für manche Unternehmer
fungieren sie wie „Drehtüren“ zwischen ei-
nem formellen und einem informellen Ar-
beitsmarktsegment und bieten daher für
bestimmte Gruppen von Unternehmern
besondere Ressourcen. Geschlechtsspezifi-
sche Betrachtungen des türkischen ethni-
schen Gewerbes deuten darauf hin, dass
Unternehmerinnen sich stärker als Män-
ner im formellen Segment verorten (müs-
sen) und dass es unterschiedliche Genera-
tionen des ethnischen Gewerbes in
Deutschland gibt. Anders als in vielen Län-
dern bringt das ethnische Gewerbe nicht
die Möglichkeit einer Legalisierung des
Aufenthaltsstatus der dort Arbeitenden mit
sich (Hillmann 2001b).

Auch das ethnische Gewerbe ist, wie die
anderen benannten Formen der Auslände-
rInnenbeschäftigung, in der Bundesrepub-
lik regional unterschiedlich stark vertreten.
Stärker noch als in den übrigen Arbeits-

kulturellen Produkten innerhalb einer
Community ausgerichtet ist, hat sich die so-
genannte türkische ethnische Ökonomie
mittlerweile wegentwickelt und sich eine
wichtige Position innerhalb der verschie-
denen regionalen und nationalen Arbeits-
marktbereiche erarbeitet (Hillmann 2000).
Im Laufe der 90er Jahre entstand auch in-
nerhalb der türkischen Community ein im-
mer breiter werdender Mittelstand. Auch
die Zukunftsausrichtung einer Vielzahl von
TürkInnen richtet sich immer stärker auf
Deutschland. Dies trägt zusätzlich zu einer
verstärkten Kaufleistung dieser Bevölke-
rungsschicht bei, da die Rücküberweisun-
gen in die Türkei an Gewicht verlieren und
das Geld am unmittelbaren Lebensmittel-
punkt ausgegeben wird (Zentrum für Tür-
keistudien 2002, S. 349f.). Insgesamt ist der
Anteil der „ausländischen“ Selbständigen
ständig angestiegen und hat sich mittler-
weile dem der deutschen Bevölkerung an-
geglichen (Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend 2000).

Ähnlich wie in anderen europäischen
Ländern auch, wurde in den 90er Jahren
allmählich auch in einigen deutschen Städ-
ten die kommunalpolitische Bedeutung
von sogenannten „ethnischen Ökonomi-
en“ erkannt. In Großbritannien wurden
die „ethnischen Ökonomien“, d.h. die
überwiegend von MigrantInnen und Mi-
granten organisierten Gewerbezweige, ak-
tiv von der Kommunalpolitik unterstützt,
da man hoffte, die heruntergekommenen
Stadtzentren der britischen Städte durch
ethnisches Unternehmertum wieder zu be-
leben. Deren positive Funktion für die ge-
samte städtische Ökonomie wurde beson-
ders betont (Haberfellner 2000). Auch in
Deutschland kam es im Zuge einer zuneh-
menden Ausgrenzung von AusländerInnen
aus dem ersten Arbeitsmarkt allmählich zu
einer Um- und Höherbewertung der un-
ternehmerischen Tätigkeiten. Zwar thema-
tisieren die vorliegenden Untersuchungen
durchgängig auch den „Auffangcharakter“
dieser Beschäftigungsform (vor drohender
oder existierender Arbeitslosigkeit) (Smo-
lenski 2000), doch rücken (vermutlich
auch mangels alternativer Lösungsansätze
auf kommunalpolitischer Ebene) vermehrt
die positiven Aspekte dieser Beschäftigung
in den Vordergrund der Diskussion.

Die meisten Studien befassen sich mit
der Erwerbstätigkeit der türkischen Bevöl-
kerung in Deutschland. Gemäß den Anga-
ben des Zentrums für Türkeistudien hat
sich die Zahl der türkischen Selbständigen

handelt sich bei den Ausnahmeverordnun-
gen mittlerweile um ein nur noch für den
Arbeitsrechtsexperten zu durchschauendes
Regelungswerk, wobei der Arbeitsmarktzu-
gang mit dem Aufenthaltsrecht gekoppelt
ist. (Zuwanderungskommission 2002,
S. 59). Insbesondere seit Ende der 80er Jah-
re kam es zu einer vermehrten Beschäfti-
gung neuer, flexibler Arbeitskräfte – teil-
weise nach einem festgelegten Quoten-
system. Vor allem in der Baubranche tra-
ten, im Zuge des Baubooms nach der
Wiedervereinigung, Sonderregelungen in
Kraft, die Arbeitskräfte aus Mittel- und
Osteuropa in verschiedenen Beschäfti-
gungsformen für dieses Segment des Ar-
beitsmarktes zuließen. Was von wissen-
schaftlicher Seite gerne als „Transnationa-
lisierung“ des Bauarbeitsmarktes apostro-
phiert wurde, hat in realiter auch die
Grundlagen für eine gut entwickelte Schat-
tenwirtschaft in den späten 90er Jahren ge-
legt. Immer wieder steht die Baubranche
mit ihren extrem prekären Arbeitsbedin-
gungen im Mittelpunkt von Regulierungs-
versuchen und Kontrollen (siehe unten).
Diese Aufsplitterung des Arbeitsmarktzu-
gangs bereitet der gewerkschaftlichen In-
teressensvertretung Kopfzerbrechen: Wäh-
rend die Situation in den großbetrieblichen
Teilen der industriellen Fertigung so ist,
dass die ausländischen ArbeitnehmerInnen
immerhin angesprochen werden können,
verläuft sich die Erreichbarkeit der auslän-
dischen ArbeitnehmerInnen buchstäblich
im (Bau)Sande. Die auf die ausländische
Bevölkerung zugeschnittenen gewerk-
schaftlichen Programme, wie sie noch für
die „traditionelle“ Zuwanderung typisch
waren, greifen nicht mehr.

3
Die neue Selbständigkeit
der ausländischen 
Bevölkerung

Die im vorigen Abschnitt aufgezeigte Ent-
wicklung der Erwerbs- und Arbeitslosen-
zahlen der ausländischen Bevölkerung in
der Bundesrepublik hat, neben veränder-
ten gesellschaftlichen Bedingungen, unter
anderem zu einer zunehmenden beruf-
lichen Selbständigkeit der ausländischen
allen voran der türkischen, Bevölkerung
geführt. Von einer sogenannten „Ni-
schenökonomie“, die hauptsächlich auf die
Bedienung von Landleuten mit speziellen

2 Im Bericht der Zuwanderungs-Kommission (2001,
S. 59f.) werden insgesamt sieben solcher Ausnah-
men vom Anwerbestopp genannt: 1. Das „Verbot
mit Erlaubnisvorbehalt“; 2. „Werkvertragsarbeit-
nehmer“, 3. „Gastarbeitnehmer, 4. „Saisonar-
beitskräfte und Grenzgänger“; 5. „Wissenschaft-
ler und Forscher“; 6. „Andere Arbeitnehmer“, 
7. „Existenzgründer“ sowie „individuelle Vor-
rangprüfung“.
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marktstatistiken ergeben sich starke Ver-
zerrungen durch die Zahl der eingebürger-
ten Ausländer (Beispiel: Aussiedler). Be-
trachtet man die Gründungen in der Stadt
Berlin, so zeigt sich, dass die TürkInnen
und die RussInnen im Gesamtjahr 2001 ei-
ne noch über dem deutschen Vergleichs-
wert liegende Gründungsquote aufweisen.
Laut Gewerbeanzeigenstatistik war die
Zahl der Neuerrichtungen bei den Deut-
schen um –5,3% rückläufig. Demgegen-
über konnte bei den AusländerInnen ein
Zuwachs von 5,7 % verzeichnet werden,
allerdings hauptsächlich als Nebener-
werbs- und Kleingewerbegründungen. Zu-
sammenfassend kommt eine Sonderaus-
wertung des Gründerindexes der BBB-
Bürgschaftsbank (2002) zu dem Ergebnis,
dass – bezogen auf das Gründungsgesche-
hen – ein „überdurchschnittliches unter-
nehmerisches Engagement der ausländi-
schen MitbürgerInnen in der Stadt“ exis-
tiert. Hiernach geht bald jede sechste
gewerbliche Neugründung auf eine Aus-
länderin/einen Ausländer zurück.

Dieser Trend zur Selbständigkeit wirkt
belebend auf den allgemeinen Arbeits-
markt. Jedoch hat auch diese Beschäfti-
gungsform, wie oben bereits für andere
Teilarbeitsmärkte beschrieben, Implikatio-
nen für die gewerkschaftliche Interessens-
organisation der hier abhängig Beschäftig-
ten. Viele von ihnen sind unter schlechten
Arbeitsbedingungen beschäftigt. Da sie
jedoch oftmals Familienangehörige sind,
stehen sie in einem direkten Abhängig-
keitsverhältnis und jegliche Interessens-
einforderung hat extreme Auswirkungen
auf den eigenen (Familien)betrieb. Diese
Verschränkung von persönlichen und be-
ruflichen Abhängigkeiten wirkt sich in be-
sonderem Maße auf die gewerkschaftliche
Organisation der abhängig Beschäftigten in
den sogenannten ethnischen Ökonomien
aus.

4
Internationalisierung und
IT-Debatte versus ...

Eine andere Qualität als die oben beschrie-
benen Formen der „traditionellen“ Gastar-
beiterzuwanderung bzw. der neuen Selb-
ständigkeit der ausländischen Bevölkerung
besitzen die Pole der Zuwanderung: Hoch-
qalifiziertenmigration versus prekäre, häu-
fig illegale, Beschäftigung. Diese beiden Po-

le der Polarisierung werden im Folgenden
vorgestellt. Es zeigt sich, dass die weitge-
hend durch MigrantInnen befriedigten Be-
dürfnisse eines flexibilisierten Arbeits-
marktes spezielle Herausforderungen für
die Gewerkschaften mit sich bringen und
dass die fortschreitende Individualisierung
der Arbeitnehmer deren Organisation aus
ganz verschiedenen Gründen tendenziell
verhindert.

Als Bundeskanzler Gerhard Schröder im
August 2000 die Zulassung von ausländi-
schen IT-ArbeiterInnen ankündigte, über-
nahm er damit eine Problemlösung für ei-
nen Fachkräfte-Engpass, die seit Anfang
der 90er Jahre in den USA in Gebrauch ist.
Dort wurde auf Grundlage des Immigrati-
on Act 1990, eigens eine neue Visa-Katego-
rie („H-1b“) geschaffen, um den kurzfristi-
gen Bedarf an Computerspezialisten zu
decken. Es handelt sich um ein auf drei Jah-
re befristetes Visum, das nochmals einma-
lig um drei Jahre verlängert werden kann.
Eine „Greencard“, also eine unbefristete
Aufenthaltserlaubnis in den USA, ist dies
nicht, sondern eine klar an den Arbeits-
marktbedürfnissen der USA orientierte
kurzfristige Arbeitsgenehmigung. Damit
ging der Kanzler zum einen auf die Nach-
fragen der IT-Branche nach zusätzlichen
Arbeitskräften für die Computerbranche
ein und half so die hausgemachte Bil-
dungslücke zu schließen; andererseits leite-
te er auf diese Weise eine längst überfällige
generelle Debatte über die Zuwanderungs-
regulierung in Deutschland ein. Schwierig
gestaltete sich von Anfang an die Einschät-
zung der tatsächlichen Bedürfnisstruktu-
ren und Vakanzen am deutschen Arbeits-
markt – Abgrenzungs- und Definitions-
probleme sowie unterschiedliche Daten-
quellen über die Zahl der benötigten
Arbeitskräfte begleiteten die Debatte der
letzten zwei Jahre (Dostal 2000).

Was sagen diesbezüglich die aktuellen
Zahlen? Bis Ende Juni 2002 wurden insge-
samt 12.309 Zusicherungen über Aufent-
haltsgenehmigungen von ausländischen
IT-Fachkräften nach Deutschland erteilt,

252 Anträge wurden abschlägig beschie-
den. Seit dem Start des Greencard-Pro-
grammes hat sich die Gesamtzahl der zu-
gesicherten Aufenthaltsgenehmigungen
kontinuierlich erhöht. Doch bei der Zu-
sammenschau der Daten als Zeitreihe zeigt
sich, dass das Greencard-Programm seit
seiner Einführung immer geringere Zu-
wächse hat, d.h. immer weniger IT-
Spezialisten anlockt, also rückläufig ist 
(Tabelle 2). In dieser verlangsamten An-
werbung macht sich aller Wahrscheinlich-
keit nach, die (auch in den USA zu beob-
achtende) wirtschaftliche Krise in der
Computerbranche bemerkbar. Erste ange-
worbene Computerspezialisten verlassen
Deutschland bereits wieder (Der Tages-
spiegel, 10.6.2002).

Anders als anfangs und auch im Laufe
der Debatte über die Greencard immer
wieder betont, wurden die meisten Zusi-
cherungen an IT-Fachkräfte aus den mit-
telosteuropäischen Ländern vergeben (ins-
gesamt 4.950 Zusicherungen entsprechend
40,2 %), während lediglich 2.993 Zusiche-
rungen, entsprechend knapp 25 % aller Zu-
sicherungen, an IT-Fachkräfte aus dem
asiatischen Raum, vor allem Indien und
Pakistan, gingen.

Überdies lebten 15% der IT-Facharbei-
ter bereits in Deutschland, d.h. sie waren
Studienabgänger einer deutschen Hoch-
schule/Fachhochschule. Einen über die
Jahre stabilen Anteil von 12,2 % aller 
im Greencard-Programm Zugewanderten
stellen Frauen – wobei deren Anteil an den
Osteuropäern um etwa 5 Prozentpunkte
höher liegt als bei den aus Indien stam-
menden Fachkräften (7,6 % Frauenanteil).
Unter den (wenigen) Südamerikanern fin-
den sich anteilig deutlich mehr, gut ein
Fünftel, Frauen.

Hauptsächlich kleine Unternehmen
mit weniger als 100 Beschäftigten machten
bislang von den ausländischen IT-Fachar-
beitern Gebrauch, vor allem in Bayern und
Hessen. Die ostdeutschen Bundesländer
haben kaum Gewinne an hochqualifizier-
ten Zuwanderern zu verzeichnen. Lediglich

Tabelle 2: Zugesicherte Arbeitserlaubnisse für ausländische 
IT-Fachkräfte
Zeitpunkt                    Insgesamt                     Männer                        Frauen                     Zuwachs
4.08.2000 423 364 68
5.01.2001 4.441 3.891 550 + 4.018
1.07.2001 8.277 7.271 1.006 + 3.836
1/2002 10.994 9.635 1.359 + 2.717
6/2002 12.309 10.803 1.506 + 1.315

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Juli 2002
Hans Böckler
Stiftung
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4,1 % der Zuwanderer und 4,4% der Zu-
wanderinnen haben sich dort niedergelas-
sen (Bundesanstalt für Arbeit 2001).

Diese sich in den Zahlen spiegelnde re-
lativ hohe Akzeptanz des Greencard-Pro-
grammes wird von einigen Politikern als
Erfolg gewertet – obwohl die Zuwanderung
weit hinter dem zurück bleibt, was in der
öffentlichen Debatte im Jahr 2000 disku-
tiert und was von vielen befürchtet wurde.
Andererseits bestätigen die Überlegungen
verschiedener Unternehmen im Zuge der
Börsenkrise der IT-Branche, verbunden
mit einem massivem Beschäftigungsabbau,
zuerst die ausländischen IT-Facharbeiter
wieder zu entlassen, die Befürchtungen der
Greencard-Gegner in Deutschland. Wäh-
rend sich die wirtschaftsnahen Verbände
positiv über das Greencard-Programm
äußern, mehrt sich Kritik der Gewerk-
schaften.

Auch dieser Typ von MigrantInnen
stellt eine besondere Herausforderung für
die gewerkschaftliche Organisation dar.
Diese hochqualifizierten Zuwanderer sind,
ausgenommen diejenigen, die hier ihren
Abschluss erworben haben, in der Regel der
deutschen Sprache nicht mächtig. Hier-
durch ergibt sich ein ausgeprägtes Kom-
munikationsproblem sowohl im Unter-
nehmen selbst, als auch im gesellschaft-
lichen Umgang. Diese „Zuwanderer auf
Zeit“ sind aus diesem Grunde schwer an-
zusprechen. Ihr befristeter Vertrag dürfte
ein zusätzlicher Ansporn sein, sich gezielt
nur um das eigene Arbeitsfeld zu kümmern
und eine langfristige Einbindung in das
Unternehmen und ein entsprechendes En-
gagement nicht in Betracht zu ziehen.

5
... Ethnisierung und
Prekarisierung

Am anderen Ende des Arbeitsmarktes fin-
den sich die zahlreichen ausländischen Ar-
beitnehmer, die oft in der Schattenwirt-
schaft, nicht selten auch unter prekären Be-
schäftigungsbedingungen, tätig sind. Auch
dieser Trend ist in die allgemeine Arbeits-
marktentwicklung eingewoben. Denn die
Schattenwirtschaft nahm in Deutschland
seit 1989 bis heute beständig zu (von 11,8%
auf 16,5% der am Bruttoinlandsprodukt
erbrachten Leistungen)3 (Cyprian 2002).
Besonders ausgeprägt ist der Trend zur
Schwarzarbeit in zwei Branchen, die sehr

stark auf ausländische Arbeitskraft rekur-
rieren: in der Bauwirtschaft (eine typische
Männerbranche) und im Bereich der Re-
produktionsarbeit, d.h. Putz- und Haus-
haltshilfen, Pflegepersonal (eine typische
Frauenbranche). Diese werden hier exem-
plarisch vorgestellt. Andere betroffene
Branchen, wie zum Beispiel das Gaststät-
tengewerbe, bleiben an dieser Stelle un-
berücksichtigt. Ebenfalls unerwähnt blei-
ben an dieser Stelle die Beschäftigungsver-
hältnisse von Asylbewerbern und Flucht-
migranten (Kühne 2000).

Während in der Baubranche die Grün-
de für die zunehmende Anwerbung von
ausländischen Arbeitskräften im durch die
Wiedervereinigung hervorgerufenen Bau-
boom liegen, hat die Zunahme der auslän-
dischen Arbeitskräfte im Bereich der per-
sonenbezogenen Dienstleistungen (Pflege,
Betreuung, Reinigung) mit Veränderungen
im Geschlechterarrangement zu tun.

Die Anwerbung von ausländischen Ar-
beitskräften auf deutsche Baustellen wurde
seit den 50er Jahren betrieben. Zum Zeit-
punkt des Anwerbestopps 1974 besaßen 
15 % der Beschäftigten in dieser Branche
einen ausländischen Pass.Allerdings waren
die so eingestellten Arbeitnehmer durch
das Territorialprinzip geschützt, d.h. die
AusländerInnen wurden zu deutschen Ta-
rifen und Arbeitsbedingungen beschäftigt.
Die gültigen einheimischen Sozialstan-
dards wurden so nicht unterlaufen, tarif-
politisch handelte es sich bei diesen Ar-
beitskräften um „Inländer“. Das Entsende-
gesetz exterritorialisierte die Arbeitsplätze
in der Baubranche, indem zusätzlich auf
inländischen Baustellen Arbeitskräfte auf
der Basis von Werkverträgen in Deutsch-
land beschäftigt werden konnten. Gegen-
wärtig gibt es verschiedene Formen der
Entsendung von Arbeitskräften: Einmal
können Unternehmen aus den Staaten
Mittelosteuropas und der Türkei Arbeits-
kräfte nach Deutschland entsenden; es
handelt sich dann um „Werkvertragsar-
beitnehmer“ oder „Kontingent-Arbeits-
kräfte“; zweitens können Unternehmen in
der EU auf Grundlage der sogenannten
Dienstleistungsfreiheit Arbeitskräfte in
andere EU-Mitgliedsstaaten entsenden
(„Subunternehmer“). Folge dieser Polari-
sierung der Baubranche durch die Flexibi-
lisierung der Arbeitsstandards in den 90er
Jahren ist ein wachsender Wettbewerb um
Aufträge und eine harsche Verdrängungs-
politik gegenüber kleinen Unternehmen;
sowie eine Aushebelung der Tarifstandards

(Bosch/Zühlke-Robinet 2000; Hunger
2001).

Mittlerweile hat sich die Problematik
der Konkurrenz um Arbeitsplätze bei
gleichzeitigem Lohndumping derart ver-
schärft, dass zeitweise die Einführung einer
„Baucard“ zur Bekämpfung der Dumping-
kolonnen von ausländischen Arbeitern auf
den bundesrepublikanischen Baustellen er-
wogen wurde. Auf dieser „Baucard“ sollten
alle Arbeits- und Sozialdaten der Arbeiter
festgehalten werden (Süddeutsche Zeitung
6.6.02). Schwarzarbeit am Bau findet in-
zwischen in organisierter Form statt, die
Beschäftigung ausländischer Arbeitneh-
merInnen in einer rechtlichen Grauzone
wird sogar zur Überlebensbedingung für
kleinere und mittlere Unternehmen, die
angesichts des erhöhten Konkurrenzdrucks
um Ausschreibungen ihre Baukosten im-
mer weiter senken müssen. Einige Autoren
interpretieren die durch ausländische Ar-
beitnehmerInnen geleistete Schwarzarbeit
unter den gegenwärtigen (internationalen)
Rahmenbedingungen als nahezu unver-
meidbar (Alt 1999).

Neben der Baubranche rückte auch der
Bereich der privaten Pflege-, Betreuungs-
und Reinigungsdienstleistungen in den
vergangenen Jahren immer stärker in den
Bereich der informellen Wirtschaft. Ein
Gutachten des Bonner Instituts zur Zu-
kunft der Arbeit (IZA) ergab, dass zur Zeit
lediglich rund 39.000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte in den deutschen
Haushalten gemeldet sind (Frankfurter
Rundschau, 17.05.2002). Tatsächlich aber
arbeiten in diesem Bereich Millionen Frau-
en (und teilweise Männer), insbesondere
MigrantInnen (Odierna 2000; Huning
1999). Experten gehen von schätzungs-
weise 10.000–100.000 illegal beschäftigten
ReproduktionsarbeiterInnen aus. Manche
AutorInnen halten Größenordnungen von

3 Wie in Deutschland auch, ist die Schattenwirt-
schaft in den meisten OECD-Ländern in den 90er
Jahren kräftig gewachsen. Die südeuropäischen
Länder Griechenland, Italien, Portugal und Spa-
nien haben die größten Schattenwirtschaften (je-
weils 22–30 % des BIP nach dem Bargeldansatz) ,
gefolgt von den skandinavischen Ländern Schwe-
den, Norwegen und Dänemark sowie Belgien.
Deutschland befindet sich im Mittelfeld, weist
jedoch eine kontinuierlich steigende Schattenwirt-
schaft auf (1999: 18,2 % des BIP). Am wenigsten
ausgeprägt ist die Schwarzarbeit in der Schweiz,
den USA und Österreich (Neue Zürcher Zeitung,
25.11. 2000).
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bis zu 2,4 Millionen solcher ungeschützter
Arbeitsverhältnisse für realistisch (Schäf-
ter/Schultz 1999, S. 99). Unklar bleibt, wie
hoch die genaue Zahl dieser (stunden-
weisen) Jobs im personenbezogenen
Dienstleistungsbereich ist. Klar ist aber,
dass es zu einem Anwachsen dieses Berei-
ches gekommen ist. Die Situation am deut-
schen Arbeitsmarkt pendelte sich bezüg-
lich der Arbeitsteilung der Geschlechter auf
einen internationalen Standard ein: Mit
der stärkeren Teilnahme von Frauen am
Erwerbsarbeitsmarkt entstehen im Bereich
der Reproduktion in den meisten Ländern
Versorgungslücken. Diese werden bislang
nicht durch eine Umverteilung dieser Ar-
beit zwischen den Geschlechtern bzw. eine
stärkere staatliche Unterstützung von ent-
sprechender Infrastruktur ausgeglichen,
sondern durch den Import von unge-
schützter und flexibler Arbeitskraft privati-
siert (Hillmann 1996; Rerrich 1993). In
Deutschland sind es vor allem polnische,
ukrainische und russische Frauen sowie
Lateinamerikanerinnen, die dieses infor-
melle Arbeitsmarktsegment bedienen.

Auch in diesem Bereich gibt es Überle-
gungen, wie Regulierungen aussehen
könnten. Im Zuge der Formulierung und
Implementation des Zuwanderungsgeset-
zes ist erstmals ein Rekrutierungspro-
gramm für HausarbeiterInnen vorgesehen
– denn deutsche Arbeitskräfte stehen für
diese schwere und meist monotone Arbeit
zu den herrschenden Arbeitsbedingungen
kaum noch zur Verfügung. Immer wieder
kommt es zur Abschiebung von ausländi-
schen Pflegekräften bei gleichzeitiger Be-
strafung der Arbeitgeberhaushalte (http://
eiro.eurofound.ie/2002/01, 5.07.02). Mehr
Bußgeldverfahren denn je laufen aktuell
bei der Bundesanstalt für Arbeit. Wegen
illegaler Beschäftigung und Leistungsmiss-
brauch sind zur Zeit fast 340.000 Bußgeld-
verfahren anhängig. In knapp 158.000 Fäl-
len wurden Bußgeldbescheide über ins-
gesamt 158 Millionen Euro verhängt und
66.000 Verfahren wurden an die Staatsan-
waltschaft abgegeben (Süddeutsche Zei-
tung, 23.02.02).

Fast alle „Illegalen“, d.h. nicht durch ei-
nen gültigen Aufenthaltsstatus legitimierte
Beschäftigte haben ähnliche Merkmale:
Erstens verfügen sie in der Regel über trag-
fähige soziale Netzwerke, die ihnen Zugang
zum Arbeitsmarkt verschaffen und die den
Aufenthalt in Deutschland ermöglichen,
zweitens bedienen sie nachgefragte Be-
reiche des (informellen) Arbeitsmarktes.

Drittens sind sie ohne jeglichen gewerk-
schaftlichen bzw. arbeitsrechtlichen Schutz
und daher in einer prekären Verhand-
lungssituation. Viertens führte die Ab-
schottung Europas und die restriktive
Handhabung von Zuwanderungsmöglich-
keiten in die EU-Länder zu einer Verstär-
kung der „illegalen“ Migration nach Euro-
pa. Und: den „typischen Illegalen“ gibt es in
den 90er Jahren nicht (mehr), vielmehr hat
eine Heterogenisierung dieser Population
stattgefunden (Bade 2001; Alt 1999).

6
Fazit

Es wurden zwei Entwicklungen an unter-
schiedlichen Polen des Arbeitsmarktes an-
hand der aktuell zur Verfügung stehenden
Daten vorgestellt: Die Anwerbung von
hochspezialisierten Fachkräften vs. eine zu-
nehmende Prekarisierung von bestimmten
Teilarbeitsmärkten unter anderem durch
MigrantInnen ohne gültige Aufenthalts-
und Arbeitsgenehmigung. Vor dem Hin-
tergrund international sich verändernder
Migrationssysteme und der unterschied-
lich beschleunigten Effekte der Globalisie-
rung in den verschiedenen Teilarbeits-
märkten, passt sich der bundesrepublika-
nische Arbeitsmarkt auch bei den Arbeit-
nehmerInnen ohne deutschen Pass an:
Während einerseits eine immer feinere
Steuerung von Migrationsbewegungen an-
gestrebt wird, kommt es andererseits zu ei-
ner stärkeren Betonung von flexiblen, häu-
fig prekären Arbeitsarrangements, die auf
den Arbeitnehmer als (selbständigen) Ar-
beitskraftunternehmer4 rekurrieren und
soziale und ökonomische Risiken auf sie
auslagern. Anders als dies noch im soge-
nannten Gastarbeitersystem geregelt war,
finden ausländische ArbeitnehmerInnen,
die unter solchen speziellen Arbeitsarran-
gements, wie sie zum Teil allein schon
durch die Ausnahmeregelungen zum An-
werbestopp gegeben sind, kaum Schnitt-
mengen mit den traditionellen Formen ge-
werkschaftlicher Organisation. Die starke
Prononcierung von Saisonarbeit und Mo-
bilität, die als Teil von Flexibilisierungspro-
zessen interpretiert werden kann, er-
schwert die gewerkschaftliche Interessens-
vertretung zusätzlich. Und für die Berei-
che, in denen Schwarzarbeit inzwischen in
organisierter und struktureller Form statt-
findet (Baubranche) bzw. mangels Alterna-

tiven stillschweigend toleriert wird (Repro-
duktionsarbeit), stellt sich zusätzlich die
Frage einer Legalisierung als einem ersten
Schritt zum Schutz der ArbeitnehmerIn
bzw. des Arbeitnehmers. In einem zweiten
Schritt müsste dies mit einer langfristigen
Umstrukturierung im Bereich der Lohnne-
benkosten verknüpft werden, die für Ar-
beitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen
attraktiv ist – etwa im Sinne von Flexicuri-
ty-Konzepten (Klammer/Tillmann 2001).

Die Suche nach neuen, den veränder-
ten Arbeitsmarktbedingungen angepassten
Arbeitsarrangements hat bei denjenigen,
die in besonderem Maße von den Ver-
schlechterungen auf dem Arbeitsmarkt be-
troffen sind, nämlich AusländerInnen mit
einer doppelt so hohen Arbeitslosenquote
wie einheimische Beschäftigte, schon
begonnen. Die zunehmende berufliche
Selbständigkeit von MigrantInnen ist eine
konkrete Strategie in diese Richtung. Es ist
wünschenswert, dass die hier lebenden
Menschen ohne deutschen Pass möglichst
leicht eine berufliche Selbständigkeit auf-
nehmen können und als UnternehmerIn-
nen die lokalen Arbeitsmärkte bereichern.
Anders als bei den zuvor genannten hoch-
qualifizierten bzw. prekären (und zumeist
transitorischen) Formen der AusländerIn-
nenbeschäftigung handelt es sich um Be-
schäftigungsverhältnisse, die auf Langfris-
tigkeit und dichte Vernetzung mit den lo-
kalen Arbeitsmärkten angelegt sind. Hierin
liegt auch das besondere Potenzial der aus-
ländischen UnternehmerInnen: Sie haben
ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland
und schaffen mit ihren Unternehmen Ar-
beitsplätze vor Ort. Neben ihren Landsleu-
ten stellen sie immer öfter auch einheimi-
sche Arbeitnehmer ein – und dies wird sich
in der näheren Zukunft eventuell auch auf
die gewerkschaftliche Organisation dieser
Berufsgruppe auswirken.

Wie der Beitrag anhand von verschie-
denen Beispielen der Beschäftigung von
ausländischen ArbeitnehmerInnen gezeigt
hat, wurde im Falle der Baubranche bereits
über die Einführung neuer Regelungen

4 Der Begriff wurde von Pongratz/Voß (1999) ein-
geführt. Aufgegriffen wird er an dieser Stelle um
zu verdeutlichen, dass es in den 90er Jahren zu ei-
ner stärkeren Individualisierung der Arbeitnehme-
rInnen kam und vorherrschende Standards in vie-
len Bereichen (z.B. Arbeitszeiten, Löhne und
Gehälter, Qualfikationsanforderungen, Befristun-
gen) aufgeweicht wurden.
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nachgedacht. Die in dieser Branche beob-
achtete Unterminierung jeglicher Arbeits-
standards durch die Änderung des Territo-
rialprinzips sollte als Denkanstoß für mi-
grationspolitische Regulierungen im Be-
reich des Reproduktionssektors genutzt

werden. Wie könnte es dort zu einem re-
gulären Beschäftigungszuwachs im legalen
Bereich kommen? Hier sind, wie für die an-
deren Teilarbeitsmärkte auch, neue An-
sätze und innovative politische und ge-
werkschaftliche Lösungsstrategien gefragt.

Denn dies ist die Herausforderung an die
gewerkschaftliche Arbeit: Flexible Formen
von Arbeitsorganisation (wie sie durch Mi-
grantInnen verkörpert werden) erfordern
zukünftig auch besondere Formen der ge-
werkschaftlichen Organisation.
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